


Straftaten bei Wahlen: Ein Überblick über die
§§107 bis 108d StGB
Der strafrechtliche Schutz von Wahlen, Wählern und Wahlergebnis

von Karoline H. Starkgraff, Kriminaldirektorin, Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), Rothenburg/OL

Sieben Strafnormen im 4. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafge-
setzbuchs (StGB) führen in der Rechtspraxis eher ein Schattendasein.
Dennoch verdienen sie im »Wahljahr« 2013 Beachtung. Der Beitrag gibt
eine Einführung in die Struktur der Tatbestände und erläutert die stritti-
gen Rechtsfragen. Ein Überblick über die Rechtsfolgen, darunter die
Nebenfolge des Verlusts des Wahlrechts, schließt sich an.

1. Allgemeines

1.1 Anwendungsbereich

§ 108d StGB legt den Anwendungsbe-
reich für alle Straftatbestände der
§§ 107 bis 108c StGB fest. Wahlen und
Abstimmungen werden genannt. Dabei
sind Wahlen (Auswahl-)1Entscheidungen
über Personen. Abstimmungen betreffen
Sachfragen. Die »Wahlen zu den Volks-
vertretungen« werden besonders heraus-
gestellt und betreffen die Bundestags-
und die Landtagswahlen in der Bundes-
republik Deutschland. Wahlen auf Kom-
munal- und Kreisebene sowie zu den
Bezirksregierungen und -versammlungen
sind als »sonstige Wahlen … des Volkes
in den Ländern, Gemeinden und
Gemeindesverbänden« erfasst. Zimmer-
mann begründet dies zutreffend damit,
dass die Gewählten staatsrechtlich Mit-
glieder der Exekutive sind.2

»Abstimmungen« sind der Volksent-
scheid und die Volksbefragung, wie sie im
Grundgesetz allein in Art. 29, 118, 118a
GG vorgesehen sind, ferner die Fälle lan-
desrechtlicher direkter Demokratie.3

Begrifflich keine Abstimmung ist das
Volksbegehren, denn bei diesem stimmt
der Bürger nicht ab,4 sondern bringt mit
seiner Unterstützungsunterschrift seine
Zustimmung zu dem Begehren zum Aus-
druck. Diesem Umstand geschuldet ist
die Regelung in § 108d Satz 2 Halbs. 2,
der das Unterschreiben für ein Volksbe-
gehren mit einer Abstimmung gleich-
stellt.

Auf der ersten Stufe landesrechtlicher
plebiszitärer Gestaltungsmöglichkeiten
werden ebenfalls Unterstützungsunter-
schriften gesammelt, z.B. in Sachsen
durch Volksantrag5 und in Sachsen-
Anhalt oder Hamburg durch Volksini-

tiative,6 in Baden-Württemberg durch
Antrag auf ein Volksbegehren.7 Diese
Initiativen würden nur dann dem straf-
rechtlichen Schutz unterstehen, wenn
entweder das Wort »Volksbegehren« als
Oberbegriff verstanden würde oder der
Wortlaut »Unterschreiben für ein Volks-
begehren« (in Abgrenzung zur Formulie-
rung »Unterschreiben des Volksbegeh-
rens«) alle Unterschriften auf dem Weg
zu einem Volksbegehren einschließen
würde. Nach hiesiger Auslegung des
Wortlauts verbietet sich jedoch die
Anwendung der §§ 107 bis 108c StGB
auf Volksinitiativen und Volksanträge
wegen des strafrechtlichen Analogiever-
bots. Der Wortlaut von § 108d StGB ist
insoweit eindeutig.

§ 108d StGB nennt ferner die Wahl
der Abgeordneten des Europäischen Par-
laments. Unstreitig ist, dass die Strafnor-
men der §§ 107 bis 108c StGB auf die
Wahl der deutschen Abgeordneten des
Europäischen Parlaments anwendbar
sind.8 Strafrechtlichen Schutz genießen
auch diejenigen Ausländer, die gemäß §6
Abs. 3 Europawahlgesetz in Deutschland
für das EU-Parlament wahlberechtigt
sind. Uneinigkeit besteht hingegen darü-
ber, ob Straftaten bei Wahlen im europäi-
schen Ausland, seien sie durch deutsche
Staatsangehörige, seien sie durch Auslän-
der begangen, in den Anwendungsbe-
reich einbezogen sind. Die herrschende
Meinung lehnt dies mit der Begründung
ab,9 dass das Schutzgut der §§ 107
bis 108b StGB sich nur auf inländische,
also deutsche Belange erstrecke. Nach
heutigem europarechtlichem Verständnis
und angesichts der Auswirkungen der
Entscheidungen des Europäischen Parla-
ments auf alle EU-Bürger, unabhängig
von der Nationalität des eine Entschei-

dung herbeiführenden EU-Abgeordne-
ten, ist diese enge Auslegung abzuleh-
nen.10 Ausgedehnt wird der Anwen-
dungsbereich des Wahlstrafrechts ferner
auf das Unterschreiben von Wahlvor-
schlägen.

Ein Fremdkörper in §108d StGB sind
die Urwahlen in der Sozialversicherung,
denn hier wählt nicht das jeweilige Staats-
volk, sondern die Versichertengemein-
schaft.11 Spezieller Wahlrechtsschutz fin-
det sich richtigerweise im Nebenstraf-
recht, z.B. in § 119 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG
für die Behinderung und die Beeinflus-
sung einer Betriebsratswahl.12 Nicht alle
Wahlen sind strafrechtlich geschützt.13

1.2 Fahrlässigkeit nicht strafbar

§ 15 StGB bestimmt, dass nur vorsätzli-
ches Handeln strafbar ist und fahrlässiges
Handeln nur dann, wenn das Gesetz es
ausdrücklich mit Strafe bedroht. Die
Wahlstraftaten sind ausnahmslos als Vor-
satztaten ausgestaltet, denn eine ausdrück-
liche Fahrlässigkeitsstrafbarkeit ist in den
Strafvorschriften nicht enthalten. Folglich
bleibt ein Täter, der sich im Irrtum über
Tatumstände (§16 Abs.1 StGB) befindet,
straflos.14 Eine erhöhte Vorsatzform mit
überschießender Innentendenz liegt bei
der Verletzung des Wahlgeheimnisses
gemäß § 107b StGB vor, denn der Täter
muss in der Absicht handeln, Kenntnis
über die Wahlentscheidung eines anderen
zu erlangen. Damit reicht der subjektive
Tatbestand weiter als der objektive.
Erfolgreich Kenntnis erlangen muss der
Täter nicht, sondern dies nur bezwecken.
Das Delikt ist mit der Zuwiderhandlung
bereits vollendet.

2. Die Tatbestände im Einzelnen

2.1 Wahlbehinderung (§107 StGB)

Die Wahlbehinderung ist in Zusammen-
hang mit der Wählernötigung gemäß
§ 108 StGB zu sehen. Beide Delikte sind
Gewalt- und Nötigungsdelikte, Tathand-
lung bei § 107 StGB sind die Gewalt-
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anwendung und die Drohung mit
Gewalt. Hinsichtlich der Tatbestands-
merkmale »Gewalt« und »Drohung« wird
auf die Literatur und Rechtsprechung zur
Nötigung (§240 StGB) verwiesen. Insbe-
sondere die Entwicklung der Rechtspre-
chung15 zur Problematik von Blockaden
und anderen Handlungen, die bei gerin-
gem Kraftaufwand des Täters erhebli-
chen physischen Zwang auslösen, muss
bei entsprechenden Fallkonstellationen
beachtet werden. Eine §107 StGB unter-
fallende Drohung liegt vor, wenn der
Täter künftige Gewalt in Aussicht stellt,
auf deren Ausübung er Einfluss hat oder
zu haben vorgibt.

Es fällt schwer, in §107 StGB eine aus-
schließlich dem Allgemeingüterschutz
dienende Norm zu sehen. Nach Fischer16

schützt die Vorschrift nur die Wahl und
die Abstimmung als Gesamtvorgang.
Auch Zimmermann17 nennt nur das All-
gemeininteresse an einer Ergebnisfeststel-
lung. Individualrechte werden auf jeden
Fall von § 108 StGB geschützt. Die Vor-
schriften sind jedoch nicht deckungs-
gleich. Die Gewaltanwendung bzw.
Nötigung bei § 108 StGB betrifft allein
den Vorgang der Stimmabgabe. Wer
bereits gewählt hat, kann nicht mehr
Opfer einer (vollendeten) Nötigung
gemäß § 108 StGB werden.18 Gewaltan-
wendung und Drohung mit Gewalt in
der Phase der Ergebnisermittlung wird
von § 108 StGB ebenfalls nicht erfasst.
Grundsätzlich schützt daher § 107 StGB
den Wahlvorgang an sich, während der
Wahlberechtigte bei der Ausübung seines
Wahlrechts durch §108 StGB vor Gewalt
und Nötigung geschützt ist. Individual-
rechtsschutz enthält §107 StGB mindes-
tens für die Personen, die Kraft Amt oder
Aufgabe für die ordnungsgemäße Durch-
führung der Wahl verantwortlich sind.
So ist z.B. der Wahlhelfer, der gewaltsam
an der Auszählung der Stimmzettel
gehindert wird, in seiner Entschließungs-
freiheit oder sogar körperlichen Unver-
sehrtheit beeinträchtigt und damit Ver-
letzter im strafprozessualen Sinn19 auch
hinsichtlich § 107 StGB, nicht nur der
Nötigung gemäß §240 StGB. Eine noch
weitere Auslegung wäre zu erwägen
anhand folgenden Beispielfalls:

Bürger B hat soeben gewählt. Beim Ver-
such, das Wahllokal zu verlassen, wird er
von gewaltsamen Protestlern, die die Wahl
stören wollen, eingesperrt, niedergeschlagen
und verletzt.

Sofern § 107 StGB keine individual-
schützende Ausrichtung hätte, bliebe B

(nur) der Strafrechtsschutz aus Freiheits-
beraubung, Nötigung und Körperverlet-
zung.20

Aus gleichem, individualschützendem
Verständnis der Norm ist die Auffassung
abzulehnen, es müsse »die Wahl insge-
samt«21 betroffen sein. Soweit der
Anwendungsbereich der Normen sich
deckt, wird §107 StGB jedoch von §108
StGB verdrängt werden.

In §107 StGB ist für besonders schwere
Fälle eine Strafrahmenverschiebung auf
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr vor-
gesehen. Bei einem besonders schweren
Fall hebt sich das Gewicht von Unrecht
und Schuld von demjenigen durchschnitt-
licher Taten ab.22 Bei besonders exzessiver
Gewaltanwendung oder dem Einsatz
besonders gefährlicher Nötigungsmittel
oder außergewöhnlich schweren Tatfolgen
kann ein besonders schwerer Fall vor-
liegen.Umstände inderPersondesTäters23

dürfen ebenfalls herangezogen werden,
z.B. wenn ein Wahlvorstand gewaltsam
odernötigendgemäß§107Abs.1StGBbei
der Auszählung gegen seine Wahlhelfer
vorgehen würde.

Der Versuch der Wahlbehinderung ist
strafbar gemäß §107 Abs.2 StGB.

2.2 Wahlfälschung (§107a StGB)

Die Tatbestände der Wahlfälschung und
der Fälschung von Wahlunterlagen sind
kürzlich von Zimmermann24 ausführlich
untersucht worden. Zur Vermeidung von
Wiederholungen soll auf diesen Aufsatz
Bezug genommen werden. Die wesentli-
chen Fragen, was ein »Wahlergebnis« ist
und wann es »unrichtig« ist, sind umstrit-
ten. Die Kernaussage Zimmermanns zum
Tatbestandsmerkmal »Wahlergebnis«
lautet, dass § 107a StGB »kein statisches
Angriffsobjekt« aufweist.25 Seine Defini-
tion lautet: »Daher ist das Wahlergebnis
i.S.d. § 107a StGB zu verstehen als das
durch die Wahlausübung anfallende
Datenmaterial in seiner jeweils aktuellen
Gestalt«.26 Dieser präzisen Erfassung des
gesamten, durch Wahlrechtsänderungen
unter Umständen auch langwierigen,27

Ergebnisfeststellungsprozesses ist zuzu-
stimmen.

»Unrichtig« ist eine Wahl nach ganz
überwiegender Ansicht dann, wenn das
Ergebnis unter Verletzung wahlrechtli-
cher Vorschriften zustande gekommen
ist.28 Es kommt z.B. nicht darauf an, ob
der unberechtigt Wählende anders
stimmt als der Wahlberechtigte gestimmt
hätte, dessen Stimme sich der Täter

anmaßt.29 Der BGH bestätigte diesbe-
züglich ein Urteil des LG Bonn, dem fol-
gender Sachverhalt zugrunde lag: Der
Angeklagte verschaffte sich als Gemein-
dedirektor eine Anzahl Briefwahlunterla-
gen der Landtagswahl, die für die Bewoh-
ner eines Alten- und Blindenheims aus-
gestellt worden waren. Zusammen mit
zwei Parteifreunden füllte er die Wahl-
scheine zugunsten der Partei aus, der er
selber angehörte. Die Stimmen wurden
bei der Ermittlung des Wahlergebnisses
als gültige Stimmen gezählt. Die Verur-
teilung wegen Wahlfälschung gemäß
§ 107a StGB in Tateinheit mit Urkun-
denfälschung hatte Bestand.30

Die Tatsache, dass Wahlfehler auch in
der Bundesrepublik Deutschland statis-
tisch nachgewiesen werden können, bele-
gen Breunig und Goerres.31 Ob die signifi-
kanten Abweichungen auf »mismanage-
ment« oder »fraud« zurückzuführen sind,
lässt sich der Untersuchung nicht entneh-
men: »Wie bei einem Thermometer, zeigt
sie [die Studie], das etwas im Argen liegt,
vergleichbar einem Fieber, ohne dass die
Ursache erkennbar ist.«32 Der weiten
Auslegung des Begriffs »unrichtig« tritt
Zimmermann entgegen.33 Nach seiner
Auffassung haben Wahlrechtsverstöße,
»die zum Nichtgebrauch des Wahlrechts
oder zur Zurückweisung einer Stimme
führen« keinen Einfluss auf die »Richtig-
keit des Wahlergebnisses«.34

Das BVerfG hat festgestellt, dass
§ 107a StGB nicht gegen das Bestimmt-
heitsgebot verstößt.35 Es komme nicht
darauf an, ob maßgebliche Vorfragen im
StGB oder im (hier bayerischen Kommu-
nal-)Wahlrecht geregelt seien. Dem
Beschluss lag die aktive und passive Teil-
nahme des Beschwerdeführers an der
Wahl zum Stadtrat von Nürnberg
zugrunde. Der Beschwerdeführer war,
was er wusste, nicht wählbar und nicht
wahlberechtigt. Er hatte entgegen der
einschlägigen wahlrechtlichen Vorschrif-
ten keinen tatsächlichen Aufenthalt in
der Gemeinde begründet. Die Verurtei-
lung erfolgte zu Recht, obwohl die
zuständigen Wahlorgane die aktive und
passive Wahlberechtigung geprüft und
positiv entschieden hatten. Ein Irrtum
war bei dem Beschwerdeführer dadurch
nicht entstanden. § 107a StGB will auch
den vorsätzlich Handelnden erfassen,
dessen »mangelnde Berechtigung den
zuständigen Wahlorganen verborgen
geblieben ist.«36

Die versuchte Wahlfälschung ist straf-
bar gemäß §107 Abs.3 StGB.
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2.3 Fälschung von Wahlunterlagen
(§107b StGB)

Der Versuch der Fälschung von Wahlun-
terlagen ist nicht strafbar, weil die Norm
durch die Erfassung von Vorbereitungs-
handlungen zu §107a StGB die Strafbar-
keit weit vorverlagert.

2.4 Verletzung des
Wahlgeheimnisses(§107cStGB)

Auch die Verletzung des Wahlgeheimnis-
ses ist als Blankettnorm abhängig von
außerstrafrechlichen Regelungen, denn
im Tatbestand wird verwiesen auf »dem
Schutz des Wahlgeheimnisses dienende
Vorschriften«. Diese ergeben sich aus den
Bundes- und Landeswahlgesetzen, z.B.
aus §33 BWG, ggf. mit ergänzenden Ver-
waltungsvorschriften.37 Tathandlung ist
nicht die Verletzung des Wahlgeheimnis-
ses z.B. durch unberechtigte Kenntnis-
nahme oder Veröffentlichung, sondern
das Umgehen einer Schutzvorschrift mit
dem Ziel der Kenntniserlangung, »wie
jemand gewählt hat«. Umstritten ist
einerseits, ob §107c StGB dem Individu-
alrechtsschutz dient oder den allgemei-
nen Grundsatz der geheimen Wahl straf-
rechtlich absichern soll. Diese Schutz-
zwecke schließen sich nicht aus, sondern
stehen nebeneinander. Andererseits ist
ungeklärt, ob jedermann38 oder nur
Wahlorganisatoren Täter sein können.
Nach letzterer Ansicht wäre §107c StGB
ein Sonderdelikt. Dies ergibt sich jedoch
nicht aus dem Wortlaut (»wer«), sondern
setzt voraus, dass der Adressat der wahlge-
heimnisschützenden Vorschrift einge-
schränkt ist.39 Dies wird für jede Schutz-
norm im Einzelfall zu bestimmen sein.

Wie sich aus den Vorschriften über
Hilfspersonen bei Wahlen (z.B. § 33
Abs. 2 BWG) ableiten lässt, obliegt dem
Wahlberechtigten selber die Pflicht, das
eigene Wahlgeheimnis zu schützen,40

begrenzt allerdings auf den Vorgang der
Stimmabgabe. Weder die Offenlegung
der Teilnahme an der Wahl (Einwilligung
in Lichtbildaufnahme bei Einwerfen des
Wahlzettels in die Urne) noch die nach-
trägliche Offenbarung seiner Wahlent-
scheidung (Nachwahlbefragung) sind
dem Wahlberechtigten verwehrt.

Das OLG Celle41 sieht den Grundsatz
der geheimen Wahl als nicht disponibel
an, sodass der Wahlberechtigte weder
ausdrücklich noch konkludent darauf
verzichten darf. Die Geheimhaltung bei
der Stimmabgabe liege »nicht nur im

Individualinteresse, sondern auch im
staatlichen Interesse einer unbeeinfluss-
ten und unbeeinflussbaren Wahlent-
scheidung«.42 Dem entsprechend bedarf
es gemäß § 33 Abs. 2 BWG der Hilfsbe-
dürftigkeit, um anderen Personen die
Anwesenheit bei der Wahlhandlung zu
ermöglichen. Mit einer politischen
Aktion der »Wahlpatenschaften« ver-
suchten Berliner Wahlberechtigte 1989,
nicht wahlberechtigten Ausländern ihre
Stimme abzutreten. Dazu wurde die
Hilfsbedürftigkeit eines Wahlberechtig-
ten durch eine »Sehnenscheidentzün-
dung der rechten Hand« behauptet und
mit Attest belegt.43

Fraglich ist, ob die Wahlentscheidung
dem Zeugenbeweis zugänglich ist.44

Wird dies bejaht, gewährt der Grundsatz
der geheimen Wahl dem Zeugen ein
Zeugnisverweigerungsrecht.45 Konse-
quenterweise wird dann Hilfspersonen,
die befugt bei der Stimmabgabe zugegen
waren, ebenfalls ein Zeugnisverweige-
rungsrecht einzuräumen sein, etwa ana-
log der Berufsgeheimnisträger aus § 53
StPO, welches durch einen Entschei-
dungsvorbehalt des Wahlberechtigten
ergänzt wird (vgl. §53a Abs.2 StPO).

Der Versuch der Verletzung des Wahl-
geheimnisses ist nicht strafbar.

2.5 Wählernötigung (§108)

Das Verhältnis der Wählernötigung zur
Wahlbehinderung gemäß § 107 StGB
wurde bereits erörtert. Die Tatbestands-
merkmale »Gewalt« und »Drohung mit
einem empfindlichen Übel« entsprechen
§240 StGB. Die weiteren Nötigungsmit-
tel des »Missbrauchs eines beruflichen
oder wirtschaftlichen Abhängigkeitsver-
hältnisses« und »sonstiger wirtschaftli-
cher Druck« haben beispielhaften Cha-
rakter für typische empfindliche Übel.

Umstritten ist, in welchem Verhältnis
§ 108 StGB zum Nötigungstatbestand,
§ 240 StGB, steht. Tatsächlich ist die
Strafrahmenverschiebung des unbenann-
ten besonders schweren Falls (dazu
sogleich) in § 108 Abs. 1 Halbs. 2 StGB
unverhältnismäßig hoch gegenüber den
benannten besonders schweren Fällen in
§ 240 Abs. 4 StGB. Während überwie-
gend §108 StGB als lex specialis zu §240
StGB verstanden wird,46 weist Fischer47

kritisch auf diesen Widerspruch hin.
Der besonders schwere Fall
Das Strafmaß der Tat ist bei Vorliegen

eines besonders schweren Falls auf Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn

Jahren erhöht. Regelbeispiele, also
benannte besonders schwere Fälle, ent-
hält die Norm nicht. Angesichts der
erheblichen Strafverschärfung kommt
die Annahme eines besonders schweren
Falls nur in Betracht, wenn Unrecht und
Schuld deutlich erhöht sind. Während
die Regelbeispiele aus § 240 Abs. 4 StGB
nicht auf die Wählernötigung passen,
wären Fallgestaltungen denkbar, die in
§113 Abs.2 StGB als Regelbeispiele eines
besonders schweren Falls des Wider-
stands gegen Vollstreckungsbeamte ge-
nannt sind: der Nötigende führt eine
Waffe oder ein gefährliches Werkzeug in
Verwendungsabsicht mit sich oder der
nötigende Angriff birgt die Gefahr einer
schweren Gesundheitsbeschädigung in
sich. Ein besonders schwerer Fall könnte
auch dann bejaht werden, wenn der wirt-
schaftliche Druck bzw. der Missbrauch
der Abhängigkeit den Genötigten in sei-
ner Lebensgestaltung schwerwiegend48

und/oder dauerhaft beeinträchtigt, z.B.
durch Drohung mit Arbeitslosigkeit und
Rufschädigung in der Branche des
Arbeitnehmers, so dass kein adäquates
Beschäftigungsverhältnis mehr begrün-
det werden kann.

Versuchte Wählernötigung ist strafbar
gemäß §108 Abs.2 StGB.

2.6 Wählertäuschung
(§108a StGB)

Umgangssprachlich mag der Laie unter
»Wählertäuschung« nicht eingehaltene
Wahlversprechen vermuten. Diese zum
Teil subjektiv empfundenen, zum Teil
offensichtlichen Abweichungen von
Wahlwerbeaussagen sind allenfalls poli-
tisch, nicht strafrechtlich erfassbar. Denn
Zusagen, Wahlprogramme und Verspre-
chungen vor der Wahl sollen zwar den
Wählerwillen lenken;49 der Wähler soll
aber – davon beeinflusst – seinen eigenen
Wahlentschluss umsetzen.

Der Tatbestand der Wählertäuschung
erfasst hingegen eine Täuschung des
Wahlberechtigten bei seiner Stimmab-
gabe, also nur die Täuschung die sich
»beim Akt der Wahl«50 auswirkt (Alt. 1),
darüber hinaus die ungewollte Nichtwahl
(Alt. 2) und die ungewollte Abgabe einer
ungültigen Stimme (Alt.3).

Die drei Alternativen lassen sind in
vier Fallgestaltungen wie folgt präzisie-
ren: Der getäuschte Wähler
• … irrt darüber, dass er wählt:
Rentnerin R schließt ein Abonnement für
die von ihr geschätzte Rätselzeitschrift ab.
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Mitglied der »Drückerkolonne« D erklärt
ihr wahrheitswidrig, sie erhalte bei gleich-
zeitigem Abschluss eines zweiten Vertrags,
jetzt für eine Fernsehzeitung, einen erhebli-
chen Rabatt. In Wahrheit erlangt D die
zweite Unterschrift für ein Volksbegehren,
welches er unterstützt.
• … irrt darüber, wie er wählt:
Hilfsperson H erklärt dem stark sehbehin-
derten Wahlberechtigten W den Stimmzet-
tel in abweichender Reihenfolge, so dass W
denkt, er gäbe der Partei/dem Bewerber sei-
ner Wahl seine Stimme, in Wirklichkeit
aber anders wählt.
• … irrt darüber, dass er nicht wählt:
A ist glühender Anhänger der A-Partei. Um
den B, einen überzeugten Anhänger der B-
Partei, von einer Stimmabgabe für diese
Partei abzuhalten, behauptet A wahrheits-
widrig, Wahlsonntag sei nicht jetzt, sondern
erst im nächsten Monat. B glaubt dies und
geht am Wahlsonntag nicht zur Wahl.
• … irrt darüber, dass er ungültig wählt:
Wie vor: A gelingt die Täuschung über den
Wahltermin nicht. Er erläutert B das erst-
mals mögliche Panaschieren und Kumulie-
ren so, dass B im guten Glauben mehr Stim-
men vergibt, als ihm zustehen. Außerdem
gelingt es A, den B davon zu überzeugen,
dass B Erläuterungen, wie seine Stimmab-
gabe verstanden werden soll, auf dem Wahl-
zettel vermerken darf. B wählt daraufhin
ungültig.

Bei allen Täuschungsdelikten stellt
sich die namentlich beim Betrug (§ 263
StGB) diskutierte Frage, ob jede erfolg-
reiche Täuschung den Tatbestand erfüllt.
Erfolgreich ist eine Täuschung, wenn der
Getäuschte irrt. Trifft denjenigen, der
entgegen jeden common sense irrt, nicht
ein Mitverschulden? Ist wirklich jeder
strafrechtlich geschützt, egal wie leicht-
fertig oder vertrauensselig er sich täu-
schen lässt? Im Wesentlichen: Ja! Die
Grenzen der Opfermitverantwortung bei
Täuschungsdelikten sind weit hinausge-
schoben, denn die Verantwortung für
den Irrtum liegt bei dem Täter. Dieser
behauptet unwahre oder unterdrückt
wahre Tatsachen mit dem Ziel der Täu-
schung. Dagegen verdient jeder, auch der
übermüdete, überarbeitete, an politi-
schen Vorgängen nicht interessierte oder
ungebildete Wahlberechtigte, der der
deutschen Sprache nicht ausreichend
Mächtige, der leichtfertig vertrauende
Wahlberechtigte Schutz.

§ 108a Abs. 2 StGB stellt i.V.m.
§§22, 23 StGB den Versuch der Wähler-
täuschung unter Strafe. Taterfolg bei
§108a StGB ist der Irrtum des Getäusch-

ten, nicht erst die Abgabe der Stimme
oder die Verhinderung derselben. Damit
setzt zur Tatbegehung unmittelbar an,
wer alles Erforderliche unternommen
hat, sein Opfer zu täuschen. Der Irrtum
muss bei der Stimmabgabe vorliegen, so
dass ein freiwilliger strafbefreiender
Rücktritt (§ 24 Abs. 1 StGB) bis zur
Stimmabgabe möglich ist.

2.7 Wählerbestechung und
Wählerbestechlichkeit
(§108b StGB)

§ 108b StGB stellt in Abs. 1 die Wähler-
bestechung durch das Anbieten, Gewäh-
ren oder Versprechen von Geschenken
oder anderen Vorteilen unter Strafe.
Nach Abs.2 wird spiegelbildlich bestraft,
wer ein Geschenk oder einen anderen
Vorteil fordert, sich versprechen lässt
oder annimmt. In beiden Fällen ist die
Gegenleistung ein bestimmtes Stimmver-
halten. Zum Vorteilsbegriff gelten die
Definition und die Rechtsprechung zu
§ 331 StGB sinngemäß. Ein Vorteil ist
danach jede Leistung des Zuwendenden,
welche den Wahlberechtigen materiell
oder immateriell in einer wirtschaftli-
chen, rechtlichen oder auch nur persönli-
chen Lage objektiv besser stellt.51 Ein
rechtlich begründeter Anspruch auf eine
Gegenleistung für eine bestimmte Wahl-
entscheidung ist nicht denkbar. Ein Vor-
teil muss nicht unmittelbar dem Wahlbe-
rechtigten zufließen: nach Ansicht des
BGH52 ist auch ein mittelbarer Vorteil
tatbestandsmäßig. Dem Urteil lag eine
nachträgliche Baugenehmigung für ein
ohne Genehmigung errichtetes Vereins-
heim zugrunde, die der Wahlbewerber
rechtswidrig unmittelbar vor der Wahl
erteilen ließ, obwohl ihm bekannt war,
dass die Genehmigung nach materiellem
Baurecht nicht erteilt werden durfte.
Denselben Sachverhalt nimmt der BGH
zum Anlass, eine personale Beziehung
zwischen Vorteilsgeber und Vorteilsneh-
mer zu fordern und den Tatbestand so
einzuschränken: Die Baugenehmigung
war zwar mittelbar von Vorteil für alle
etwa 100 Vereinsmitglieder, ein persona-
ler Bezug bestand aber nur zwischen dem
Wahlbewerber und den zwei Vereinsvor-
sitzenden, mit denen ein Gespräch über
das Stimmverhalten und die Baugeneh-
migung geführt worden war.

Eine »Unrechtsvereinbarung«53 zwi-
schen den Handelnden ist ebenfalls zu
fordern. Anderenfalls wäre keine Grenz-
ziehung zu erlaubter Wahlwerbung und

notwendiger Positionierung der Kandi-
daten für oder gegen ein Anliegen im
Wahlkampf möglich. Eine weitere Mög-
lichkeit, den Anwendungsbereich zu
konkretisieren, ist die Lehre der Sozialad-
äquanz. Danach werden solche Vorteile
ausgenommen, die sich im Rahmen des
Amtes bewegen, welches der Wahlbewer-
ber anstrebt. Wahlversprechen im
Umfang dessen, was rechtmäßig im ange-
strebten Amt erfüllt werden könnte, sind
nicht strafwürdig. Sozialadäquate Ver-
sprechungen des Wahlbewerbers oder
Forderungen an ihn als Bedingung dafür,
ihn zu wählen, sind nicht tatbestandsmä-
ßig. Hingegen sind weder Geldleistungen
aus dem Privatvermögen des Wahlbewer-
bers noch ist das Versprechen rechtswid-
riger Amtsausübung als sozialadäquat
anzusehen.

Der Tatbestand der Wählerbestechung
ist abzugrenzen von der öffentlich-recht-
lichen Wahlbeeinflussung, die als Nich-
tigkeitsgrund in Betracht kommt.54

Unzulässige Wahlbeeinflussung kann
vorliegen, obwohl die Staatsanwaltschaft
keine Anklage, beispielsweise gemäß
§108b StGB, erhebt, sondern einen hin-
reichenden Tatverdacht wegen fehlender
Unrechtsvereinbarung verneint und das
Verfahren einstellt.55 Der Wahlbewerber
einer Oberbürgermeisterwahl hatte mit-
tels Wahlflyer und im Internet verbreitet,
er werde im Falle seiner Wiederwahl »für
jede erhaltene Stimme einen Euro für die
Vereine der Stadt … spenden«. Das Ver-
waltungsgericht sieht sich obiter dictum
nicht an die strafrechtliche Einschätzung
der Staatsanwaltschaft gebunden. Die
Wahl wurde für nichtig erklärt, weil die
als Nichtigkeitsgründe aufgezählten
Straftatbestände nicht abschließend sind.

Der Versuch der Wählerbestechung ist
nicht strafbar.

3. Prozessuales

3.1 Die Strafrahmen

Alle hier behandelten Straftaten sind Ver-
gehen, die mit Geld- oder Freiheitsstrafe
geahndet werden können. Mehrheitlich
ist die Strafandrohung eine Freiheitsstrafe
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. Ledig-
lich die Verletzung des Wahlgeheimnisses
und die Wählertäuschung sehen eine
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
Geldstrafe vor. Die mit Abstand nied-
rigste Strafe sieht § 107b StGB vor: Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder
Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen. Diese
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geringe Strafandrohung bei §107b StGB
schließt die Verhängung von Untersu-
chungshaft wegen Verdunkelungsgefahr
bereits von Gesetzes wegen aus (§ 113
Abs.1 StPO), bei der Annahme des Haft-
grunds der Fluchtgefahr müssen weitere
Bedingungen erfüllt sein (§ 113 Abs. 2
StPO).

3.2 Die Nebenfolge56 gemäß §108c
StGB

§ 108c StGB eröffnet die Aberkennung
des passiven (Alt. 1) und aktiven (Alt. 2)
Wahlrechts bei einer Verurteilung von
mindestens sechs Monaten Freiheits-
strafe. Dies ist beschränkt auf Delikte
gemäß §§ 107, 107a, 108, 108b StGB.
Zwingend ist die Aberkennung57 der
Wählbarkeit und des Stimmrechts gemäß
§45 Abs.1 StGB bei Verurteilung wegen
eines Verbrechens vorgesehen, die bei den
Wahlstraftaten nicht vorliegen. Fraglich
ist, ob die Mindeststrafhöhe von sechs
Monaten Freiheitsstrafe auch dann vor-
liegt, wenn sie nur im Wege der Gesamt-
strafenbildung erreicht wird. Liegen viele
gleichartige Fälle, z.B. der Wahlfäl-
schung, vor deren geringe Einzelstrafen
jede für sich nicht die Mindeststrafhöhe
von §108c StGB erreicht, kann im Wege
der Gesamtstrafenbildung dennoch das
Minimum einer sechsmonatigen Frei-
heitsstrafe erreicht oder überschritten
werden. Der BGH hat in einem ver-
gleichbaren Fall den Verlust der Amtsfä-
higkeit gemäß §45 Abs.1 StGB für mög-
lich gehalten.58

3.3 Strafbefehlsverfahren und
Verständigung

Bereits seit 199359 darf im Strafbefehls-
verfahren eine Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr verhängt werden, wenn der
Angeschuldigte verteidigt ist (§ 407
Abs.2 Satz 2 StPO). Die im Strafbefehls-
verfahren zulässigen Rechtsfolgen be-
stimmt § 407 Abs. 2 Satz 1 StPO ab-
schließend. Als Nebenfolge ist nur die
(auf maximal zwei Jahren befristete) Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis vorgesehen.
Damit ist die Nebenfolge des § 108c
StGB in grundsätzlich öffentlicher Ver-
handlung auszusprechen.

Der Beschuldigte, der möglicherweise
im öffentlichen Leben steht, sucht eher
nach einer Entscheidung »hinter den
Kulissen«. Eine Möglichkeit dazu bietet
die Verfahrensverständigung zwischen
den Verfahrensbeteiligten. Der Gesetzge-

ber hat sich in § 108c StGB gegen eine
obligatorische Aberkennung des Wahl-
rechts entschieden. Die Entscheidung
steht deshalb im pflichtgemäßen Ermes-
sen des Gerichts60. Damit darf die Ver-
hängung der Nebenfolge Gegenstand
einer Verständigung im Strafverfahren
gemäß §257c StPO sein.61

4. Fazit

Die §§ 107 bis 108d StGB, das sog.
»Wahlstrafrecht«, vereinen ein Kaleido-
skop unterschiedlicher Strafrechtsnor-
men. Individualschützende Normen ste-
hen neben Vorschriften, die Rechtsgüter
der Allgemeinheit schützen. Die Straftat-
bestände sind teils als Gewaltdelikte, teils
als Täuschungsdelikte konzipiert, andere
den Urkunds- oder den Bestechungsde-
likten nachempfunden. Verklammert
wird diese Vielfalt durch den gemeinsa-
men Anwendungsbereich auf bestimmte,
in § 108d StGB genannte, Wahlen und
Abstimmungen.

Der praktische Anwendungsbereich
der hier behandelten Straftatbestände
scheint gering, Verurteilungen sind sel-
ten. Der Blick auf die veröffentlichten
Fälle lässt vermuten, dass Briefwahlen62

und Wahlen in Institutionen, wie z.B.
Alten- und Pflegeheimen, besonders
anfällig für strafrechtliche Normverlet-
zungen sind.
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Fischer, StGB, 60. Aufl., §108d, Rn.2.
5 Gemäß §§3 bis 6 des VVVG.
6 Für Sachsen-Anhalt gemäß § 4 VAbstG; für

Hamburg gemäß Art.50 Abs.1 Verf. der Freien
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43 Gegen den Wahlberechtigten wurde nach Pres-
seberichterstattung über die Aktion wegen
Wahlfälschung ermittelt. Die Beschlagnahme
des ärztlichen Attests, welches in einem Tage-
buch eingeklebt war, war unverhältnismäßig:
BerlVerfGH NJW 2004, 593 f. Die Staatsan-
waltschaft stellte das Ermittlungsverfahren ein.

44 Ablehnend BVerwG 49, 75 (77 ff.) betreffend
eine Personalratswahl; ausführliche Nachweise,
auch zur historischen Entwicklung in BGH
NJW 1981, 588ff.

45 Ausführliche Nachweise zu dieser Thematik bei
Zimmermann, a.a.O., 990f.

46 Eser in: Schönke/Schröder, a.a.O., §108 Rn.10;
Zimmermann, a.a.O., 989.

47 Fischer, a.a.O., §108 Rn.2 und 8.
48 Die »schwerwiegende Beeinträchtigung der

Lebensgestaltung« ist Erfolg des Straftatbe-
stands der Nachstellung gemäß §238 StGB.

49 Fischer, a.a.O., §108a Rn.1.
50 Zwiehoff, a.a.O., unter Punkt IV.1. am Ende.
51 Nach Fischer, a.a.O., §331 Rn.11.
52 BGH NStZ 1987, 68 ff.
53 Eine Unrechtsvereinbarung gemäß § 331 StGB

ist die »inhaltliche Verknüpfung von Dienst-
handlung und Vorteilszuwendung«, vgl. dazu
im Einzelnen Fischer, a.a.O., §331 Rn.21ff.

54 Der StGH des Landes Hessen, Urt. v.
13.02.2002, Az. P.St. 1633, zitiert nach -juris-
verlangt einen Verstoß, der »von seinem
Gewicht her« den strafbewerten, zur Nichtig-
keit der Wahl führenden Wahlrechtsverstößen
»gleich kommt«.

55 VG Dresden, Urt. v. 09.09.2009, Az. 4 K 1713/
08, zitiert nach -juris-.

56 Das StGB bezeichnet § 45 als Nebenfolge. Auf
die Frage, ob tatsächlich eine Nebenstrafe vor-
liegt, soll in diesem Beitrag nicht eingegangen
werden; so z.B. BGH NJW 2008, 929 (930);
vgl. auch Nelles, JZ 1991, 17; »als Relikt frühe-
rer Ehrenstrafen fragwürdig … und entbehr-
lich«: Stree/Kinzig in: Schönke/Schröder, a.a.O.
§45 Rn.1, m.w.N.

57 § 45 StGB sieht an erster Stelle den Verlust der
Amtsfähigkeit vor. § 108c StGB ist enger
gefasst.

58 BGH NJW 2008, 929 f. zur Anwendung von
§45 Abs.2 i.V.m. §358 StGB bei einer Vielzahl
von Gebührenüberhebungen durch einen
Gerichtsvollzieher.

59 Gesetz v. 11.01.1993 (BGBl.I S.50) (Gesetz zur
Entlastung der Rechtspflege – RpflEntlG).

60 Fischer, a.a.O., §45 Rn.7.
61 Schlothauer/Weider, StV 2009, S.600 (602).
62 Eine Fallsammlung und Presseschau findet sich

unter http://rupp.de/briefwahl_einspruch/
briefwahl_wahlbetrug.html (08.03.2013).

TypoScript GmbH Mi 08.05.2013 15:29:27 z:/wk/kommp/Wahlen/KommPW-13-01 S.30schwarz gelb cyan magenta

Straftaten bei Wahlen

KommP Wahlen 1 |2013

30


	Blank Page

